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Sehr geehrte Frau Präsidentin,

Exekutiv-Vizepräsidentin Margrethe Vestager hat uns in Ihrem Auftrag am 14. Januar 2022 auf unser 
Schreiben geantwortet. Hierfür danken wir Ihnen und Frau Vestager.

Wir stimmen ihr zu, dass das Gesetz über digitale Märkte („DMA“) „eines der wichtigsten politischen 
Projekte der Union in den letzten Jahren" ist. Der DMA ist nicht zuletzt für die künftige Vielfalt 
unabhängiger journalistisch-redaktioneller Angebote in der Europäischen Union von zentraler Bedeutung. 
In diesem Zusammenhang möchten wir uns nochmals an Sie wenden.

Für die anstehenden Trilog-Verhandlungen zum DMA bitten wir insbesondere zu einem entscheidenden 
Punkt herzlich um Ihre Unterstützung: Der effektiven und notwendigen Erweiterung des 
Anwendungsbereichs der Verpflichtung zu fairen und diskriminierungsfreien Zugangsbedingungen in Art. 
6 Abs. 1 lit. k DMA auf alle zentralen Plattformdienste („core platform services“), zumindest aber auf 
„Online-Suchmaschinen“ und „Online-Dienste sozialer Netzwerke“. Das Europäische Parlament und eine 
maßgebliche Anzahl an Mitgliedstaaten im Rat der Europäischen Union fordern dies bereits.

Denn mit dem von der Kommission seinerzeit vorgelegten und in Art. 6 Abs. 1 lit. k leider unzureichenden 
DMA-Vorschlag könnten Gatekeeper aus den USA und mittelfristig eventuell auch aus China in weiten 
Teilen nach Gutdünken entscheiden, zu welchen Inhalten und Dienstleistungen die Bürgerinnen und 
Bürger Europas im Internet Zugriff haben. Diese Folge, die auch eine Kapitulation der EU in der digitalen 
Geopolitik wäre, gilt es zu vermeiden.

Die jüngst verabschiedete Urheberrechtsrichtlinie war ein wesentlicher Meilenstein auf dem Weg zu einer 
angemessenen Vergütung für die Online-Nutzung von Presseveröffentlichungen. Denn nur die 
Einführung des EU-Publishers' Right mit der wesentlichen Unterstützung der Kommission ermöglicht 
heute überhaupt Verhandlungen der Verlage mit den Gatekeepern über die Verwertung ihrer Inhalte.
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Sachgemäß bietet das Urheberrecht jedoch keine Antwort auf das bestehende 
Wettbewerbsungleichgewicht und die überragende Verhandlungsmacht der Gatekeeper. Aus diesem 
Grund muss der DMA die bestehenden Regulierungslücken füllen und die Gatekeeper zu einem fairen 
Umgang mit ihren gewerblichen Nutzem zwingen.

Dervom Parlament in der Abstimmung vom 15. Dezember 2021 mit überwältigender Mehrheit 
unterstützte Vorschlag trägt diesem Problem in geeigneter Weise Rechnung und schreibt in Art. 6 Abs. 1 
lit. k des Berichts faire und diskriminierungsfreie Zugangsbedingungen nicht nur für App Stores, sondern 
ebenso für alle zentralen Plattformdienste vor.

Hingegen haben sich nach unserer Kenntnis die Vertreter der Kommission im Rahmen der Beratungen im 
Rat diesem Anliegen mit immer neuen, nach unserer Auffassung nicht stichhaltigen Begründungen 
verweigert.

Inzwischen haben sich im Bewusstsein der deutlich zu kurz greifenden Gestaltung von Art. 6 Abs. 1 lit. k 
DMA im Kommissionsvorschlag eine wachsende Zahl von Mitgliedsstaaten öffentlich der Forderung nach 
einer Erweiterung von Art. 6 Abs. 1 lit. k DMA angeschlossen. Österreich, Deutschland, Dänemark, 
Italien, Portugal und Spanien haben sich schriftlich, Belgien, die Niederlande und Polen mündlich im 
Rahmen der Sitzung des Rates „Wettbewerbsfähigkeit“ am 25. November 2022 für diese Forderung 
ausgesprochen. Unseren Informationen zufolge unterstützen auch weitere Mitgliedstaaten diesen 
Vorschlag.

Aus unserer Sicht verdient die mit Blick auf die digitale Realität absolut notwendige Vervollständigung von 
Art. 6 Abs. 1 lit. k die volle Unterstützung der Kommission. Denn es widerspräche dem Regelungsziel des 
DMA vollständig, wenn die EU gerade jenen Plattformen und Netzwerken, auf denen die Bürgerinnen und 
Bürger am häufigsten und täglich nach Inhalten zur demokratischen Meinungsbildung suchen, 
Diskriminierung Dritter und eine unfaire Listung von Inhalten des World Wide Web gestatten würde. Einer 
Umgehung der Regelungsziele durch Gatekeeper darf kein Raum gegeben werden. Andernfalls würde 
der DMA zum Plattformschutzgesetz.

Beiliegend möchten wir Ihnen zur Kenntnisnahme durch Ihre Dienste ein rechtliches Gutachten von Prof. 
Dr. Thomas Höppner in diesem Sinne übermitteln.

Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie dahingehend um die Unterstützung der Kommission zu diesem 
Punkt im Rahmen derTrilog-Verhandlungen.

Wir freuen uns über eine Nachricht Ihrerseits zu diesem für die Zukunft der digitalen Wirtschaft, der freien 
Presse und der Meinungsvielfalt wichtigen Thema.

Mit freundlichen Grüßen
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